
der Erziehung, die von der sozialistischen Arbeits­
disziplin ausgeht, rechnen und diesen Faktor bewußt 
mit einsetzen, dann wird unsere bedingte Verurteilung 
zugleich auch in beträchtlichem Umfang die Funktion 
der Besserungsarbeit erfüllen können.

Die neuen Strafarten bedingen zugleich noch wei­
tere Änderungen an dem bisherigen Strafensystem. 
Die Klärung des Wesens der einzelnen Strafarten führt 
dazu, auch die Geldstrafe als Strafe besonderer Quali­
tät anzuerkennen, die obligatorische Ersatzfreiheits­
strafe bei Nichtzahlung einer Geldstrafe aufzuheben 
und dadurch ihre zwangsläufige Verknüpfung mit einer 
Freiheitsstrafe zu lösen. In Zukunft wird bei Fest­
setzung einer Geldstrafe nicht sofort, wie es der bis­
herige § 29 StGB verlangt, die Ersatzfreiheitsstrafe 
festgesetzt. Nur wenn der Verurteilte sich böswillig 
seiner Verpflichtung entzieht, ist die Geldstrafe durch 
Beschluß des Gerichts in eine Gefängnisstrafe umzu­
wandeln. Gleichzeitig entfällt nunmehr die Notwendig­
keit, den § 27 b StGB beizubehalten. Diese Bestimmung 
war einer der in der Weimarer Zeit eingeführten Be­
helfe, um die Vollstreckung kurzfristiger Freiheits­
strafen aus Erwägungen zu vermeiden, die für unseren 
Strafvollzug nicht mehr gelten. Nachdem wir die be­
dingte Verurteilung und den öffentlichen Tadel ein­
geführt haben werden, ist sie auch nicht mehr damit 
zu rechtfertigen, daß sie die Möglichkeit gab, ge­
gebenenfalls von einer Freiheitsentziehung auch in 
solchen Fällen abzusehen, in denen das Gesetz nur 
Freiheitsstrafe vorsieht. Schließlich eröffnet sich jetzt 
die Möglichkeit, die im § 1 Abs. 2 des Einführungs­
gesetzes zur Strafprozeßordnung noch aufrecht erhal­
tene Bestimmung des § 153 der alten Strafprozeßord­
nung zu beseitigen. Es wurde schon bei verschiedenen 
Gelegenheiten darauf hingewiesen, daß die durch § 153 
der alten StPO gegebene Möglichkeit, unter bestimm­
ten Voraussetzungen Strafverfahren wegen Gering­
fügigkeit einzustellen, immer mehr materiellen Cha­
rakter gewonnen hatte. Nachdem nun durch die neuen 
Strafarten, die der Ausdruck der gesellschaftlichen 
Mißbilligung sind, eine Bestrafung ohne Freiheitsent­
ziehung möglich ist, besteht kein Anlaß mehr, § 153 
der alten StPO aufrechtzuerhalten. Dazu kommt, daß 
in den Gesetzentwurf auch der bisher nur auf Grund 
der Lehren der Strafrechtswissenschaft angewandte 
materielle Verbrechensbegriff ausdrücklich auf genom­
men ist, so daß auch von dieser Seite her der bisher 
noch von § 153 der alten StPO eingenommene Raum 
ausgefüllt wird.

Staatsanwälte und Richter werden nun die Frage 
stellen, in welchen Fällen die neuen Strafarten an­
gewandt werden sollen. Das Gesetz wird sowohl die 
Voraussetzungen für die Anwendung der bedingten 
Verurteilung wie des öffentlichen Tadels ausdrücklich 
beschreiben. Zunächst muß mit aller Deutlichkeit be­
tont werden, daß auch diese Strafarten Strafen mit 
dem vollen Gewicht der moralisch-politischen Miß­
billigung des Verhaltens des Verurteilten durch die 
Arbeiter-und-Bauern-Macht sind. Es darf keine Vor­
stellung der Art entstehen, daß dies ja eigentlich gar 
keine „richtigen Strafen“ seien. Die in dem Gesetz ent­
haltene Beschreibung der Voraussetzungen wird dem 
Staatsanwalt und dem Richter die Anwendung erleich­
tern. Man muß dabei darauf hinweisen, daß es ja auch 
nach dem bisherigen Recht nichts Ungewohntes ist, daß 
ein Gesetz Gefängnis und Geldstrafe nebeneinander 
androht, wie bei Körperverletzung, Beleidigung, Frei­
heitsberaubung, zahlreichen Bestimmungen der Wirt­
schaftsstrafverordnung und einer Reihe anderer Tat­
bestände. Auch hier mußte vom Gericht die Entschei­
dung über die Strafart je nach den Umständen des 
Verbrechens getroffen werden. Für die Anwendung 
der bedingten Verurteilung wird den Richtern ihre 
eigene Erfahrung helfen: Die Fälle, in denen sie bisher 
§ 346 StPO „falsch“ angewandt und unmittelbar nach 
Erlaß des Urteils bedingte Strafaussetzung gewährt 
haben, werden teilweise solche sein, in denen die be­
dingte Verurteilung die angemessene Strafe darstellt. 
Auf eine Freiheitsstrafe wird man stets in solchen 
Fällen erkennen, in denen die Isolierung des Verur­
teilten, wie z. B. bei Sittlichkeitsdelikten, zur Siche­
rung der Gesellschaft notwendig ist. Sie wird in sol­
chen Fällen ausgesprochen werden, in denen das ge­
samte Verhalten des Verurteilten, die Umgebung, in 
der er lebt, beweist, daß seine Erziehung ohne Frei­

heitsentziehung keinen Erfolg verspricht. Auf der an­
deren Seite wird man z. B. bei bestimmten, fahrlässig 
verursachten Betriebsunfällen — wenn der Täter be­
reits seit Jahren durch seine Arbeit bewiesen hat, daß 
bei ihm eine Erziehung zur Arbeitsdisziplin durch den 
Strafvollzug nicht mehr erforderlich ist — von dem 
Ausspruch einer Freiheitsstrafe absehen können. Es 
wird aber auch weiter Fälle geben, in denen wegen 
der schweren Folgen und der allgemeinen gesellschaft­
lichen Einschätzung bestimmter Verbrechen von einer 
Freiheitsstrafe nicht abgesehen werden kann: So wird 
grundsätzlich von der Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts, daß die Tötung eines Menschen bei grob 
fahrlässig herbeigeführten Verkehrsunfällen nur mit 
einer Freiheitsstrafe bestraft werden kann, nicht ab­
gegangen werden dürfen.

Es wird auch die Frage auftauchen: Welche Strafe 
ist nun „schwerer“? M. E. gibt es bei diesen Strafen, 
die nicht Freiheitsstrafen sind, keinen Gradunterschied; 
die Entscheidung darüber, welche Strafe angewandt 
werden muß, hängt von der Gesamtheit der Faktoren, 
die die Verantwortlichkeit des Verurteilten begründen, 
ab. Wenn man einen Maßstab sucht, wird man ihn 
etwa in den Fristen finden können, die das Straf­
registergesetz in Zukunft für die Löschung vorsieht: 
Danach sollen die Strafen des öffentlichen Tadels, der 
Freiheitsentziehung bis zu drei Monaten und der Geld­
strafe bis zu 500 DM nach Ablauf von zwei Jahren im 
Strafregister gelöscht werden, Freiheitsentziehung von 
mehr als drei Monaten bis zu einem Jahr oder Geld­
strafen über 500 DM nach drei Jahren; die bedingte 
Verurteilung wird mit dem Gerichtsbeschluß über den 
Erlaß der Strafe nach Ablauf der Bewährungsfrist im 
Register getilgt.

*

Während es die Strafe des öffentlichen Tadels nur 
im Strafrecht sozialistischer Länder gibt, findet sich 
die bedingte Verurteilung sowohl im Recht kapita­
listischer als auch sozialistischer Staaten. Es könnte 
daher scheinen, als ob es sich in beiden Fällen ruh 
eine gleichartige Einrichtung handle. Gerade an der 
bedingten Verurteilung zeigt sich jedoch, wie trotz 
der gleichen Bezeichnung der Inhalt sich ändert und 
wie die bedingte Verurteilung des sozialistischen 
Rechts sich grundlegend von der bedingten Verurtei­
lung des Rechts der kapitalistischen Staaten unter­
scheidet.

Die bedingte Verurteilung gibt es in verschiedenen 
kapitalistischen Ländern schon seit Jahrzehnten; sie 
war auch in früheren deutschen Entwürfen zu einem 
Strafgesetzbuch enthalten. Ihre Ausgestaltung zeigt 
zwar in einer Reihe von Einzelheiten Abweichungen, 
doch kann man die grundsätzlichen Unterschiede sehr 
deutlich aus der Gegenüberstellung der jetzt für die 
Deutsche Demokratische Republik vorgeschlagenen 
Regelung der bedingten Verurteilung zu den in der 
Bundesrepublik zur Zeit geltenden Bestimmungen 
(§ 23 ff. StGB) und auch der im Entwurf der großen 
Strafrechtskommission geplanten Regelung erkennen1).

Bei einer allerdings sehr vereinfachenden Betrach­
tung kann man dem Staat und Recht des Feudalismus 
als charakteristische Strafe die Leibes- und Lebens­
strafe zuordnen und dem Strafrecht des Kapitalismus 
die Freiheitsentziehung, die die Ausbeutung der 
Arbeitskraft des Gefangenen sicherstellt. Wenn auch im 
Sozialismus auf die Freiheitsentziehung noch nicht ver­
zichtet werden kann, so kann man doch wohl als 
charakteristisch für sein Strafensystem die Strafarten 
ansehen, die ohne Freiheitsentziehung ausschließlich 
der Erziehung des Verurteilten dienen.

Die Einführung bzw. Forderung der bedingten Ver­
urteilung entstand als ein Ausdruck der Widersprüche 
des Kapitalismus, die sich auch innerhalb des Straf­
vollzuges der kapitalistischen Staaten zeigten. Einmal 
konnte der kapitalistische Strafvollzug aus den ver­
schiedensten Gründen mit den kurzen Freiheitsstrafen 
nicht fertig werden: die alten „erfahrenen“ Verbrecher 
verdarben die Erstbestraften, die kurzen Freiheits­
strafen, waren dm Arbeitsbetrieb störend und vor allen 
Dingen brachten sie bei einem Anwachsen der Krimi­
nalität eine Uberfüllung der Gefängnisse mit sich. Aber

7) vgl. dazu Bundesanzeiger Nr. 42 vom 29. Februar 1956, S. 13.
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